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Zusammenfassung
Die im März 2013 veröffentlichte kommunale GDI-Studie er-
fasst erstmals den Status Quo und die Potenziale der Kommu-
nen im Hinblick auf den Ausbau der GDI. Die nachfolgenden 
Ausführungen geben einen Überblick über die wesentlichen 
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen. Darauf aufbauend 
werden Umsetzungsaspekte am Beispiel verschiedener Regio
nen aufgezeigt.

Summary
The new study on municipal geodata infrastructure published 
in March 2013 for the first time records the status quo and 
the potential of municipalities concerning the development 
of GDI. The following passages try to give an overview on the 
essential conclusions and recommendations for action. Based 

upon this, aspects of implementation are demonstrated using 
different regions as illustrative examples.

Schlüsselwörter: eGovernment, Geodaten, GIS, INSPIRE, 
Kommunen, OpenGovernment

1	 Ausgangssituation

Die Kommunen sind beim Aufbau der GDI wesentlich ak-
tiver als von staatlicher Seite bisher angenommen – so 
das Fazit der neuen GDI-Studie, die das Kommunale Ko-
ordinierungsgremium der Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände (KoKo GDI‑DE 2013) in Ko-
operation mit dem »Runder Tisch GIS e. V.« durchgeführt 
hat (Abb. 1). Die neue Studie erfasst erstmals den Status 
Quo und die Potenziale der Kommunen im Hinblick auf 
den Ausbau der GDI. Sie schließt damit eine entschei-
dende Lücke, da weder der 3. Geo-Fortschrittsbericht der 
Bundesregierung noch bisherige Veröffentlichungen der 
Länder-GDIen und der AdV differenzierte Analysen der 
Kommunalaspekte enthalten (Abb. 2).

Im Hinblick auf die Umsetzung der INSPIRE-Richt
linie wurden bisher Schwierigkeiten bei der Einschätzung 
und Festlegung der kommunalen Betroffenheit sowie der 
Zuständigkeiten vermutet. Zu verbessern sei zudem die 
Einbindung der Kommunen in den Gesamtprozess der 
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INSPIRE-Umsetzung (3. Geo-Fortschrittsbericht 2012), 
was auch die Ergebnisse der INSPIRE-Konferenz 2012 be-
stätigen (Schilcher 2012). Anzustreben sei demzufolge der 
direkte Austausch aller Beteiligten auf nationaler sowie 
regionaler und kommunaler Ebene (Rogall-Grothe 2012). 
Eine nationale Geoinformationsstrategie soll zudem die 
zielgerichtete Weiterentwicklung des Geodatenmarktes 
gewährleisten (Thiel 2012).

Im vorliegenden Beitrag werden die wesentlichen Er-
gebnisse der Studie kurz dargestellt und Umsetzungs
aspekte am Beispiel verschiedener Regionen aufgezeigt.

2	 Wesentliche Ergebnisse der Studie

An der 2012 durchgeführten bundesweiten GDI-Umfra-
ge beteiligten sich insgesamt 1.018 Kommunen, davon 
78 kreisfreie Städte, 222 Kreise, 74 Verbandsgemein-
den sowie 644 kreisangehörige Gemeinden (Abb. 3). Die 
Beteiligungsquote bei den Kreisen, kreisfreien Städten 
und Regionen beträgt rund 75 %. 260 der 300 (~ 87 %) 
teilnehmenden Kreise und kreisfreien Städte setzen die 
Aufgabe Geodatenmanagement weitgehend in Eigen-
regie um. Circa 11 % der rund 11.290 kreisangehörigen 
Gemeinden führen Geodatenmanagement in Eigenregie 
durch oder haben diese Aufgabe auf andere Institutionen 
übertragen. Zuständigkeiten und Verantwortungen für 
das Geodatenmanagement liegen häufig in technischen 
Organisationsbereichen wie z. B. IT, Vermessung, Katas-
ter und Geoinformation, Umwelt oder Planung. Eigene 
Stabsstellen sind in der Regel nicht eingerichtet worden.

Rund 44 % der teilnehmenden Kommunen engagieren 
sich in Kooperationen auf regionaler und/oder auf Ebene 
der Kreise (Abb. 4). Im Bereich bestehender Regionalko-
operationen dominieren insbesondere regionale Aspekte 
und Projekte zur Vereinheitlichung von GIS-Strukturen; 
Anzahl der Kooperationspartner, rechtliche Rahmenbe-
dingungen sowie Organisationen sind unterschiedlich. 
Viele Kommunen kooperieren darüber hinaus auf Kreise-
bene; Kreise übernehmen dabei oftmals eine Bündelungs-
funktion in enger Zusammenarbeit mit den kreisangehö-
rigen Gemeinden.

288 von 300 (~ 95 %) an der Umfrage teilnehmenden 
Kreise und kreisfreien Städte stellen Geoinformationen 
intern und/oder öffentlich bereit, 66 (~ 22 %) verfügen 
über kein übergreifendes Geoinformationssystem, 65 % 
nutzen ihr Geoinformationssystem nur innerhalb ihrer 
Verwaltungen. 214 (~ 71 %) Kreise und kreisfreie Städte 
verfügen über ein GIS-Konzept, 46 (~ 15 %) schreiben 
dieses fort bzw. erstellen es. 196 der 644 (~ 30 %) teilneh-
menden kreisangehörigen Gemeinden bieten ein öffentli-
ches Geoportal an, die meisten davon in Nordrhein-West-
falen, Niedersachsen, Bayern und Baden-Württemberg. 
Circa 30 % davon führen Geoportale in Eigenregie, rund 
30 % der Gemeinden nutzen das Geoportal der jeweili-
gen Kreisbehörde. Circa 18 % der Gemeinden betreiben 

Abb. 3: Beteiligung an der GDI-Umfrage
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Abb. 4: GDI-Regionalkooperationen in Deutschland
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ein Geoportal in Kooperation mit einem Rechenzentrum 
oder einer anderen regionalen Institution, die meisten in 
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg. Auf lan-
desweite Lösungen setzen die Kommunen im Saarland 
(~ 90 %) und in Bayern sowie in Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Rheinland-Pfalz.

Die vielseitigen kommunalen GDI-Aktivitäten erklären 
auch den erheblichen Umfang der internen und öffent-
lichen Geodatenbereitstellung. Öffentliche kommunale 
Geodatenangebote sind zurzeit meist angebots-, nicht 
nutzungs- oder prozessorientiert ausgeprägt und bilden 
einen vergleichsweise geringen Anteil, gemessen an den 
behördenintern zur Verfügung gestellten Geoinformatio-
nen (Abb. 5).

Die derzeitige Zurückhaltung der Veröffentlichung 
dieser Daten resultiert insbesondere aus datenschutzbe-
dingten Unsicherheiten sowie möglichen kommerziellen 
Interessen. Zudem scheuen viele Kommunen die damit 
verbundenen Kosten und Aufwände. Geodienste in Form 
von Web Map Services (WMS) oder Web Feature Services 
(WFS) stellen momentan nur wenige Kommunen bereit.

Erfahrungsgemäß sind Synergien im Zusammenhang 
mit Geoinformationen schwer zu ermitteln. Angesichts 
dessen haben nur ca. 170 der 1.018 teilnehmenden Kom-
munen quantitative Angaben gemacht. Die externen 
jährlichen Nutzer- und Zugriffszahlen können für große 
kreisfreie Städte mit bis zu acht bis zehn Millionen, in den 
Kreisen mit bis zu zwei Millionen angegeben werden. Da-
bei wurden teilweise Logins, Kartenaufbauanfragen oder 
Klicks gezählt, sodass eine unmittelbare Vergleichbarkeit 
nicht gegeben ist. Die Zahl der internen Nutzer im Ver-
hältnis zur Anzahl der Beschäftigten variiert zwischen 
5 bis 75 %. Die Intensität der Nutzung ist abhängig vom 
Umfang der digital aufbereiteten Geofachdaten, deren Be-
reitstellung sowie von Investitionen in das Fach-Know-
how und offenbart noch erhebliche Ausbaupotenziale.

Nach Ansicht vieler Kommunen nehmen die Aufga-
ben »Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI« eine  

zunehmend wichtige Rolle ein. 
Die »Umsetzungsgeschwindig-
keit« wird allerdings in Abhän-
gigkeit finanzieller und vor allem 
personeller Kapazitäten beurteilt. 
Befürchtet wird eine sog. Scheren-
entwicklung: Einige innovative 
Kommunen verfügten zwischen-
zeitlich über sehr gute GIS/GDI-
Infrastrukturen, das Gros der mitt- 
leren und kleinen Kommunen 
habe demgegenüber in der Regel 
nur individuelle GIS/GDI-Struk-
turen oder gar keine.

Laut Studie sind erhebliche 
Unterschiede in der Einbindung 
der Kommunen in die Länder-
GDIen festzustellen. Bedeutung 
und Nutzen von Geoinformatio-

nen würden von der Politik sowie von Teilen der Verwal-
tung oftmals noch unterschätzt. Eine einfach gestaltete 
durchgängige Vermarktungsstrategie von Bund, Ländern 
und Kommunen sowie die Ermittlung der Mehrwerte 
könnten hier Abhilfe schaffen. Trotz wichtiger kommu-
naler Datenbestände finde die INSPIRE-Umsetzung nach 
Auffassung vieler Kommunen derzeit weitgehend ohne 
sie statt. Angeregt worden ist die vermehrte Bereitstel-
lung der Geoinformationen durch Bund und Länder. 
Zur weiteren Umsetzung des föderalen Informations- 
managements sollten die kommunalen GDIen mit wich-
tigen eGovernment-Projekten verknüpft werden. Insge-
samt beinhalte die Durchdringung der Geodatentech-
nologie in der Kommunalverwaltung noch erhebliches 
Ausbaupotenzial.

3	 Fazit der GDI-Umfrage und Handlungs
empfehlungen

Die neue Studie erfasst erstmals den Status Quo und die 
Potenziale der Kommunen im Hinblick auf den Ausbau 
der föderalen GDI. Neben erheblichen Fortschritten zeich-
net sich eine stufenweise Weiterentwicklung der kommu-
nalen GDI ab: Von lokalen GDIen über interkommunale 
Vernetzung bis hin zur Anbindung vorhandener Geoda-
ten und Dienste an Landes- und Bundesportale. Die be-
stehenden Geoportale der Kommunen sowie die zahlrei-
chen interkommunalen Kooperationen bieten eine gute 
Ausgangsbasis, die föderale GDI weiter auszubauen. Die 
Studie dient einerseits der kommunalen Interessenvertre-
tung auf Bundesebene; andererseits bietet sie kommuna-
len Praktikern und Entscheidungsträgern die Möglichkeit, 
ihre kommunalen GDI-Aktivitäten im Vergleich zu an-
deren Verwaltungen besser beurteilen und Handlungs-
empfehlungen umsetzen zu können. Zudem eröffnet sich 
auch die Chance für die GDI-Ländergeschäftsstellen, die 

Abb. 5: Kommunale Geodatenbereitstellung - Auszug

Ko
Ko

 G
DI

-D
E 

20
13



Fachbeitrag Ostrau et al., Geoinformationen in den Kommunen – Ergebnisse und Umsetzungsaspekte …

316 zfv   5/2013   138. Jg.

kommunale Ebene verstärkt in den Aufbau der föderalen 
GDI mit einzubeziehen.

Angesichts der Handlungsempfehlungen in der Studie 
(Abb. 6) stellen sich Fragen der weiteren Erarbeitung von 
Konzepten und Umsetzungsplänen in den Bundesländern 
sowie dahingehend, wer diese erarbeitet.

4	 Die bisherige Resonanz auf die GDI-Studie

Aufgrund der Ausrichtung der GDI-Studie auf inter-
kommunale und praktische Umsetzungsaspekte ist sie 
mittlerweile auf breites Interesse in der allgemeinen 
eGovernment-Literatur gestoßen (Abb. 7). Von erhebli-
cher Bedeutung ist dabei die Vernetzung der Geoinfor-

mationen mit anderen Projekten sowie deren Einbin-
dung in andere Verwaltungsprozesse. Die Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 
beispielsweise beabsichtigt mit dem Vorhaben »Föderales 
Informationsmanagement« u. a. auch entsprechende Pro-
jekte auf Geoinformationen aufzusetzen und die Prozesse 
in das Nationale Prozessregister aufnehmen zu lassen. 
Zudem setzen Vorschläge u. a. zur Energiewende auf den 
Ergebnissen der GDI-Studie auf und regen eine kritische 
Untersuchung der GDI-Situation in den Bundesländern 
bzw. auf Bundesebene an.

Von besonderem Interesse sind zudem die Aspekte Bür-
gerportale und verstärkte Partizipation. Da kommunale 
Geoportale momentan insbesondere als »Auskunftspor
tale« eingerichtet sind, fordern die Nutzer auch angesichts 
der geänderten Informations- und Kommunikations

gewohnheiten mehr Transparenz und digitale 
Partizipationsmöglichkeiten. Einzelne Fachzeit-
schriften greifen diesen Themenkomplex auf 
und haben bereits Fachartikel zu Bürgerporta-
len veröffentlicht.

Die Beispiele und Fachartikel belegen insge-
samt, dass das Thema Geoinformation verstärk-
ten Eingang in die allgemeine eGovernment-
Literatur gefunden hat. Angesichts dessen 
sollte unter Marketinggesichtspunkten auf re-
gelmäßige Veröffentlichungen geodatenbasier-
ter Themen in den eGovernment-Printmedien 
hingewirkt werden.Abb. 7: Öffentlichkeitsarbeit und Resonanz auf die GDI-Studie 

Abb. 6: 
Handlungs-
empfehlungen
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5	 Aspekte zur Umsetzung der Handlungs
empfehlungen

5.1	 Die Situation in Bayern

Im Vorwort des »Runder Tisch GIS e. V.« zur bundesweiten 
kommunalen Umfrage wird festgestellt, dass die bisher 
unzureichende Einbeziehung der Kommunen in einigen 
Ländern ein Haupthindernis auf dem Weg zu einer durch-
gängigen nationalen GDI- bzw. INSPIRE-Architektur dar-
stellt (KoKo GDI‑DE 2013). Neben mangelnden Kenntnis-
sen über Umfang und Qualität der infrage kommenden 
kommunalen Geodaten wird die geringe Bereitschaft der 
Kommunen in die Entwicklung von GDI und INSPIRE zu 
investieren angemahnt. Als Rechtfertigung für diesen un-
bestrittenen Umstand wird von der kommunalen Familie 
in erster Linie der Mangel an notwendigen Ressourcen 
ins Feld geführt.

In Bauer und Kleffel 2011 wird der Ausbau der Geoda-
teninfrastruktur in Bayern projektbezogen in enger Ab-
stimmung mit anderen Ressorts und unter Einbindung 
der Kommunen vorgestellt. Ziele sind die interoperable 
Bereitstellung von Geoinformationen durch Internet-
dienste zur Straffung von verwaltungsinternen Prozessen, 
zur Erschließung neuer Wertschöpfungspotenziale für die 
Wirtschaft sowie für eine bessere Bürgerinformation.

Die bisherigen gelungenen Bündelungsansätze der 
Landesfachverwaltung Bayern dürfen jedoch nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass die Kommunen angesichts 
des aktuellen Geodatenzugangsgesetzes de facto aus ei-
ner aktiven INSPIRE-Beteiligung ausgeschlossen wurden. 
Die Gründe hierfür sind in der Landespolitik zu suchen, 
die die »INSPIRE-Richtlinie« für Kommunen nicht voll-
ständig umsetzt. Fachliche und rechtliche Ausführungen 
zu diesem Themenkomplex finden sich in (Huber 2012).

Bereits in den diversen INSPIRE-Broschüren des »Run-
der Tisch GIS e. V.« wurde dieser Umstand kritisiert. Hier 
ist zu lesen: »INSPIRE verpflichtet Deutschland als Gan-
zes. Geodaten des Bundes, der Länder, aber auch der 
Kommunen sollen nach den Vorgaben von INSPIRE inte-
roperabel verfügbar sein. Diesen Anforderungen werden 
sich auch die Landkreise – mit und ohne geeigneter Lan-
desgesetzgebung – nicht verschließen können.«

Daher war gerade für den Bayerischen Landkreistag 
eine hohe Beteiligung seiner Landkreise von großer Be-
deutung. Alle (in Bayern vier) kommunalen Spitzenver-
bände sind in Anlehnung an das KoKo GDI‑DE in einem 
sog. Koordinierungsgremium für die GDI-Bayern (KoKo 
GDI‑BY) organisiert. Die Beteiligung der jeweiligen Klien-
tele an der Umfrage wurde dort jedoch ambivalent bewer-
tet. Die Bezirke hatten sich in der Umfrage zu Recht nicht 
wiedergefunden und waren daher außen vor. Den Städ-
ten und Gemeinden waren der Umfang und die inhaltli-
chen Anforderungen zu hoch gegriffen. Daher wurden 
hier seitens der Städte Erleichterungen eingearbeitet. Der 
Bayerische Gemeindetag hatte die Umfrage stattdessen an 
keine der 2.056 bayerischen Gemeinden herangetragen. 

Hier konnten lediglich auf Grundlage von funktionieren-
den Netzwerken, wie den »Runder Tisch GIS e. V.« und di-
versen GIS-Kooperationen, Umfrageteilnehmer aktiviert 
werden. Daraus rührt auch die trotz der hohen absoluten 
Zahlen auffällig niedrige prozentuale Beteiligung dieser 
kommunalen Ebene.

In diesem Zusammenhang ist auch interessant, dass in 
einer aktiven (Telefon-)Umfrage der TU München (Run-
der Tisch GIS 2000) deutlich mehr bayerische Gemein-
den zu Auskünften bewogen werden konnten als 2012 
über die kommunalen Spitzenverbände. Diese Umfrage 
kam bereits lange vor INSPIRE & Co. in ihren Ergebnissen 
an einem entscheidenden Punkt zu einer in das heutige 
GDI-Zeitalter 1 : 1 übertragbaren Aussage: »Die Technik 
stellt das geringste Problem bei der internetbasierten 
Nutzung von Geodaten dar. Unzureichende organisato-
rische, rechtliche und politische Rahmenbedingungen 
sind die eigentlichen Hindernisse.« Eine zweite Erkennt-
nis im Rückblick auf die Erfahrungen mit beiden Umfra-
gen (universitär-aktiv 2000 vs. verwaltungsintern-passiv 
2012) sollte der Politik ebenfalls zu denken geben: »Die 
Erreichbarkeit der untersten Verwaltungsebene war und 
ist schwierig.« Das sollte keinesfalls so bleiben.

Viele der im Jahr 2000 für Bayern aufgeführten 
Hemmnisse des kommunalen GIS-Marktes werden durch 
die aktuelle Studie bestätigt; Lösungsansätze bzw. in der 
Praxis funktionierende Regionalkooperationen werden 
vorgestellt. Die Schwierigkeiten bei Zugang und Verfüg-
barkeit von Geoinformationen, eine fehlende flächen-
deckende Koordination, die oftmals mangelhafte behör-
denübergreifende Vernetzung sowie die in vielen Fällen 
ungenutzten Potenziale von Standardisierungen werden 
heute wie gestern gleichermaßen angeprangert.

Blickt man mit den Ergebnissen der aktuellen Umfrage 
über den Zaun nach Baden Württemberg, so ergibt sich 
ein ähnliches Bild. Der Einführungsgrad von Geoinfor-
mationen bzw. einem Geodatenmanagement bei Kommu-
nen nimmt stetig aber weitgehend in Eigenregie zu, das 
Nutzenpotenzial ist noch keineswegs hinreichend aus-
geschöpft und Luft für Koordination, Standardisierung 
und Qualitätssteigerungen ist unbestritten vorhanden. 
Die Unterstützung seitens der Landesregierung fehlt den 
Kommunen spürbar.

Jedoch werden kommunale GDI-Aktivitäten durch 
eine die Kommunen aktiv einbeziehende Landesgesetzge-
bung gestärkt. Wie sich diese Gesetzgebung mittel- und 
langfristig in der Praxis auswirken wird, ist jedoch noch 
nicht vorherzusagen.

Auffallend zahlreiche regionale GDI-Kooperationen 
sprechen jedoch eine deutliche Sprache. Zudem ist eine 
sehr hohe Beteiligungsquote v. a. im gemeindlichen Um-
feld Baden-Württembergs gegeben. Hier haben zumin-
dest die Netzwerke der »kommunalen Familien« besser 
funktioniert als in der umgebenden Nachbarschaft.

Es ist jedoch nicht nur erforderlich, die politischen 
Entscheidungsträger für die Thematik zu sensibilisie-
ren. Hier geht es insbesondere um die Bereitstellung der  
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erforderlichen Ressourcen sowohl monetär als auch per-
sonell. Für Laien sind Geoinformationen und alles, was 
damit zusammenhängt, oft schwierig zu verstehen. Hier 
ist es hilfreich, anhand von plakativen Beispielen den 
Mehrwert und den Nutzen von Geodaten zu erläutern. Be-
reits durchgeführte Informationsveranstaltungen haben 
gezeigt, dass gerade Politikerinnen und Politiker diesem 
Mehrwert sehr aufgeschlossen gegenüber stehen, wenn 
deutlich wird, dass sowohl E- als auch O‑Government 
durch Geodaten immens unterstützt werden können.

In München beispielsweise gibt es seit 2006 den zen-
tralen stadtweiten Geodatenpool. Organisatorisch ist die 
Leitung der Fachgruppe Geodatenpool beim Städtischen 
Vermessungsamt München angesiedelt, das damit auch 
für das zentrale Geodatenmanagement innerhalb der 
Stadt München zuständig ist. Der Geodatenpool bein-
haltet alle Geobasis- und -fachdaten, die innerhalb der 
Stadtverwaltung benötigt werden. Jede Nutzerin und je-
der Nutzer kann sich aus dieser Datensammlung die von 
ihr bzw. ihm benötigten Daten selektieren und weiter-
verarbeiten. Ziel war es, allen Beschäftigten aktuelle Da-
ten in nicht redundanter Form zur Verfügung stellen zu 
können. Im Internet sind, nach Lebenslagen aufgeteilt, 
etliche Inhalte des Geodatenpools bereitgestellt (www.
muenchen.de/rathaus/Stadtinfos/Muenchen-Maps.html).

Die Zentralisierung der IT birgt in München eine be-
sondere Herausforderung. Das Geodatenmanagement als 
Querschnittsaufgabe beinhaltet sowohl rein fachliche als 
auch IT‑fachliche Aufgaben. Dies macht eine genaue Ab-
grenzung von Aufgabenfeldern (wer macht was?) beson-
ders schwierig. Die Abgrenzungen sind häufig fließend 
und nicht mit »einer geraden Linie« zu definieren. Aller-
dings ist es zwingend erforderlich, dass das Städtische 
Vermessungsamt München als Stelle für das stadtweite 
Geodatenmanagement weiterhin der zentrale Ansprech-
partner für alle Belange der Geodaten bleibt, da nur in 
diesem Fall die Intention der Stadt München von Zentra-
lisierung und Ansiedelung des Know-hows an der rich-
tigen Stelle richtig umgesetzt werden kann. Eine enge 
Zusammenarbeit, die in jedem Fall mit allen Beteiligten 
erforderlich ist, bleibt davon selbstverständlich unberührt.

Änderungen sind dann besonders wirkungsvoll und kön-
nen langfristig positiv beeinflusst werden, wenn nicht nur 
an der Politik, sondern auch »an der Basis« gearbeitet wird. 
Hier können gleich mehrere Bedarfe abgedeckt werden. 
Für den Bereich Geodaten ist es wünschenswert, dass die 
Wertschätzung derer, die in dem Bereich arbeiten, gegeben 
ist sowie dem allseits bekannten Nachwuchskräftemangel 
vorgebeugt werden kann. Die Implementierung von »GIS 
in Schulen« als Thema für Schülerinnen und Schüler, um 
zu lernen, was man mit Geodaten alles machen kann und 
wofür sie gebraucht werden, ist eine gute Möglichkeit, die 
nächste Generation fit zu machen im selbstverständlichen 
Umgang mit dem Thema Geoinformation. Wenn die jun-
gen Menschen sehen, wie viel Spaß es machen kann, aus 
Geodaten etwas Neues zu generieren, sind sie auch eher 
bereit, einen einschlägigen Beruf zu erlernen.

Um den Geoinformationsmarkt weiterzuentwickeln, 
sind Kooperationen mit den Hochschulen eine gute Mög-
lichkeit, Synergien zu nutzen. Gerade im Forschungs
bereich und in Verbindung mit Bachelor- oder Master- 
arbeiten sind Machbarkeitsstudien oder Weiterentwick-
lung von Prototypen auf sehr wirkungsvolle Weise umzu-
setzen. Die rasante Entwicklung auf dem Sektor kann seit 
Langem nicht mehr wie in der Vergangenheit von einigen 

wenigen bewältigt werden. Netzwerke und gemeinsame 
Projekte treten mehr und mehr in den Vordergrund. Dies 
belegt auch die Studie, wonach die Entwicklungen in 
überregionalen Kooperationen sehr positiv sind.

Als ein Projekt, das nicht nur innerhalb Deutschlands 
durchgeführt wird, sondern an dem auch die Schweiz und 
Österreich beteiligt sind, ist die GDI-Werkstatt Bodensee 
(Abb. 8) prototypisch zu erwähnen (Runder Tisch GIS 
2013). Im Zuge des Projektes sind Geodaten der Anrai-
nerstaaten Bayern, Baden-Württemberg, Österreich und 
der Schweiz prototypisch INSPIRE-konform aufbereitet 
worden (Annex I).

Ein weiteres Thema für übergreifende Projektarbeit des 
»Runder Tisch GIS e. V.« bildet die Wärmebedarfsermitt-
lung von Gebäuden auf der Basis von Geoinformatio-
nen. Ziel ist es, mittels 3D‑Stadtmodellen und weiteren 
Informationen über die einzelnen Gebäude wie Alter, Art 
des Gebäudes, Sanierungszustand etc. automatisiert den 
Wärmebedarf zu ermitteln. Nutznießer sind neben den 
kommunalen Behörden auch die Energieversorger (Stadt-
werke). Das Projekt soll primär ebenfalls im Gebiet der 
GDI-Werkstatt Bodensee platziert werden. Hierfür werden 
3D‑Daten der Länder Bayern und Baden-Württemberg 
bereitgestellt. Außerdem ist angedacht, das Thema auf 
größere Kommunen auszudehnen. Hier sind die Städte 
Stuttgart, München, Nürnberg und Augsburg im Ge-
spräch.

Ein weiterer wichtiger Faktor in der kommunalen Zu-
sammenarbeit bildet PPP (soweit gesetzlich nicht anders 
geregelt). Firmen oder Open Communities können Ent-
wicklungen auf dem Geodatensektor ganz anders un-
terstützen als die Verwaltungen alleine. Hier wurde im 

Abb. 8: GDI-Werkstatt Bodensee

Ru
nd

er
 T

is
ch

 G
IS

 2
01

3



FachbeitragOstrau et al., Geoinformationen in den Kommunen – Ergebnisse und Umsetzungsaspekte …

319138. Jg.   5/2013   zfv

3. Geodatenfortschrittsbericht seitens der Bundesregie-
rung eindeutig Stellung bezogen, indem eine Koopera-
tion von Kommunen mit privaten Einrichtungen und 
Communities wie z. B. OSM ausdrücklich begrüßt werden 
(3. Geofortschrittsbericht 2012).

5.2	 Die Situation im Nordosten

In zwei Gebietsreformen 1995 und 2011 wurde die admi-
nistrative Struktur des Landes auf zwei kreisfreie Städte 
– Schwerin und Rostock – und sechs Landkreise reduziert. 
Mit der Gebiets- und Funktionalreform 1995 wurden die 
Aufgaben des Vermessungs- und Geoinformationswesens 
nach dem Vorbild Nordrhein-Westfalens kommunalisiert. 
Bedingt durch die Kooperation der Landeshauptstadt 
Schwerin mit dem Landkreis Ludwigslust-Parchim be-
stehen insgesamt nur sieben untere Vermessungs- und 
Geoinformationsbehörden bei den Landkreisen und kreis-
freien Städten (uVGB). Zentrale Landesaufgaben werden 
im Amt für Geoinformation, Kataster- und Vermessungs-
wesen (AfGVK MV) wahrgenommen. Hier ist auch die 
Koordinierungsstelle für das Geoinformationswesen 
(KGeo) angesiedelt. Der interministerielle Ausschuss für 
Geodatenmanagement (IMA GDM MV) bildet das Forum 
für die Diskussion zu Fragen des Geoinformationswesens. 
Neben den Ministerien und der Koordinierungsstelle für 
das Geoinformationswesen (KGeo) sitzen die kommu-
nalen Spitzenverbände Landkreistag Mecklenburg-Vor-
pommern (LKT MV) und Städte- und Gemeindetag Meck-
lenburg-Vorpommern (StGT MV) mit Vertretern aus den 
unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehörden 
mit am Tisch. Eine Arbeitsgruppe beim Landkreistag 
Mecklenburg-Vorpommern (LKT MV) mit Vertretern al-
ler unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehörden 
bildet die Basis für Abstimmung zu Fragen des Geoinfor-
mationswesens auf kommunaler Ebene.

Im Folgenden werden exemplarisch einige Beispiele 
regionaler und überregionaler Zusammenarbeit im Nord-
osten zum Thema Geoinformation näher vorgestellt:

Geodaten in Kommunen – Leitfaden zur Betroffenheit und 
Pflichten der Kommunen im Rahmen der europäischen 
Geodateninfrastruktur (INSPIRE)

Unter dem Dach des Städte- und Gemeindetages Meck-
lenburg-Vorpommern (StGT MV) wurde in 2011 in einer 
Arbeitsgruppe mit Vertretern des Landes, der Landkreise 
und kreisfreien Städte, der Ämter und Gemeinden sowie 
des Zweckverbandes »Elektronische Verwaltung in M‑V« 
ein Leitfaden erarbeitet, der den Ämtern und Gemeinden 
im Land Mecklenburg-Vorpommern einen gut lesbaren 
Überblick zur Betroffenheit und Pflichten der Kommu-
nen im Rahmen der europäischen Geodateninfrastruktur 
(INSPIRE) gibt. Das Ergebnis steht unter www.kreis-swm.
de zum Download bereit und zeigt, wie erfolgreich eine 
ebenenübergreifende Zusammenarbeit ist.

Geodateninfrastruktur Metropolregion Hamburg (GDI MRH)

Die beiden westlich gelegenen Landkreise Nordwest-
mecklenburg und Ludwigslust-Parchim sind seit Mai 
2012 Mitglied der Metropolregion Hamburg. Bereits seit 
2009 arbeitet der Landkreis Ludwigslust-Parchim in der 
Geodateninfrastruktur der Metropolregion Hamburg mit. 
Im Koordinierungsgremium GDI.MRH werden Geodaten-
projekte für die Metropolregion – d. h. über die Grenzen 
von vier Bundesländern, siebzehn Landkreisen und zwei 
kreisfreien Städten hinweg – erarbeitet und umgesetzt. 
Eine Hauptaufgabe ist eine Standardisierung der zugrun-
de liegenden Geobasis- und Geofachdaten. Hinzu kommt 
die Herausforderung technische Lösungen zu erarbei-
ten, die eine performante Zusammenführung und Prä-
sentation der dezentral bei den Mitgliedern gehaltenen 
Daten ermöglicht. Für die einzelnen Mitglieder ergeben 
sich Katalysatoreffekte für ihre lokale Arbeit durch die  
technische Unterstützung aus der Geschäftsstelle GDI.
MRH und den »sanften« Druck bestimmte Datenbestände 
zu erfassen und bereitzustellen.

Abb. 9: 
Schulen in der 
Metropolregion 
Hamburg
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Regionale Geodateninfrastruktur (REGIS MV)

Im Rahmen eines ERFE-Projektes arbeiten alle sieben 
unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehörden 
gemeinsam am Aufbau einer von Bürgern und Unter-
nehmen nutzbaren regionalen Geodateninfrastruktur 
(www.geoport-mv.de). Ziel ist es, kommunale Geobasis- 
und Geofachdaten zu standardisieren und in Form von 
WMS- und WFS-Diensten dem Nutzer anzubieten. Die 
Daten werden dem Nutzer neben einer Präsentation in 
regionalen Portalen in einem gemeinsamen Geoportal 
des Landes und der Landkreise und kreisfreien Städte 
zugänglich gemacht (https://www.geoportal-mv.de). Ein 
zentraler an das gemeinsame Geoportal angebundener 
e‑shop für Geodaten befindet sich in Vorbereitung. Eine 
prototypische Anwendung des geplanten e‑shops findet 
sich auf den Homepages der Landkreise Nordwestmeck-
lenburg (https://sccwebgis.de/nwm-geoshop) und Vor-
pommern-Rügen (https://www.geocms.com/geoshop-lk-
vorpommern-ruegen). Die von der Hansestadt Rostock als 
REGIS-Teilprojekt neu konzipierte »Offene Regionalkarte 
Mecklenburg-Vorpommern (ORKa MV)« ist ein weiteres 
konkretes Ergebnis des Projektes REGIS. Die Daten set-
zen sich aus aggregierten Gebäude-, Hausnummern- und 
Nutzungsdaten (ALK, ab 2015 ALKIS®) und dem Straßen-
netz von OpenStreetMap zusammen.

Kooperation der Landeshauptstadt Schwerin und des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim

Im August 2004 haben die Landeshauptstadt Schwerin 
und der Landkreis Ludwigslust-Parchim über eine Koope-
ration eine gemeinsame untere Vermessungs- und Geoin-
formationsbehörde unter der Dienstherrschaft des Land-
kreises gebildet. Ein wichtiges Feld der Kooperation ist das 
Geodatenmanagement für beide Gebietskörperschaften. 
Kristallisationspunkt für diese Zusammenarbeit ist das 
WebGIS, das in Zusammenarbeit mit vier weiteren un-

teren Vermessungs- und Geoinformationsbehörden und 
dem Steinbeis Transfer Zentrum Geoinformatik Greifs-
wald- Rostock auf der Basis von Open Source aufgebaut 
und betrieben wird (http://kvwmap.geoinformatik.uni-
rostock.de). Das WebGIS wird als internes Arbeitsmittel in 
den Fachämtern/-diensten der Stadt- und Landkreisver-
waltung eingesetzt. Über eine Nutzungsrechteverwaltung 
wird auch externen Nutzern – z. B. den Städten, Ämtern 
und Gemeinden im Landkreis sowie den Öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieuren – ein individuell konfi-
gurierter Zugang ermöglicht. Im Bürger-GIS werden frei 
verfügbare Datenbestände präsentiert (http://geoportal.
kreis-swm.de). Mit Hilfe der Open-Layers-Technologie 
werden auf den Homepages beider Verwaltungen inter-
aktive Karten im Zusammenhang mit Fachthemen an-
geboten.

Fazit/Ziele
p	 Ausbau und Systematisierung überregionaler Zusam-

menarbeit als Erfolgsrezept
�Die vorstehend gezeigten Beispiele stehen für Erfolgs-
rezepte verschiedenartiger überregionaler Zusammen-
arbeit. Eine erfolgreiche überregionale Zusammen-
arbeit muss immer auf klar definierten finanziellen, 
personellen und strukturellen Vereinbarungen beru-
hen. Das Grundprinzip der Freiwilligkeit kombiniert 
mit »sanftem« Gruppendruck steht für nachhaltige 
Ergebnisse. Über Handeln in räumlichen oder inhaltli-
chen Teilbereichen mit interessierten und engagierten 
Partnern entsteht der notwendige Erfolgsdruck, um zö-
gerliche und abwartende potenzielle Partner für eine 
Mitarbeit zu begeistern.

p	 Kooperationen und Projekte an konkreten überschau-
baren Zielen festmachen
�Kooperationen leben von kleinen Schritten, die jeweils 
ein Erfolgserlebnis generieren. Statt mit einem Mega-
projekt, verbunden mit hochkomplexen Problemlö-
sungen, Umsetzungsfrust bei den Projektbeteiligten zu 

Abb. 10: 
Ausschnitt  
Offene Regional-
karte Mecklen-
burg-Vorpom-
mern
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erzeugen, ist es besser, Projekte inhaltlich und räum-
lich wachsen zu lassen und in Teilprojekte zu gliedern. 
Die Summe überschaubarer Projekte ergibt dann viel-
leicht sogar das mit einem Megaprojekt beabsichtigte 
Ergebnis.

p	 KoKo-Studie und Handlungsempfehlung als Argu-
mentationshilfe
�Die KoKo-Studie und die Handlungsempfehlung bilden 
ein gutes Fundament, um subjektive Befindlichkeiten 
in einer Diskussion zum Thema Geodatenmanagement 
zu objektivieren. Die aus dieser Datenbasis ableitbaren 
Argumentationen für den Aufbau und die Verbesse-
rung von Geodateninfrastrukturen können vor Ort hel-
fen, gute und innovative Lösungen zu finden.

5.3	 Die Situation in Nordrhein-Westfalen

In Nordrhein-Westfalen wird INSPIRE im Zusammenhang 
mit dem Aufbau einer föderalen GDI gesehen. Im Ver-
gleich zu 2010 (Caffier und Sandmann 2010; Garrelmann 
und Ostrau 2011) werden digitale Geoinformationen der 
GDI-Studie zufolge mittlerweile in vielen Städten, Krei-
sen und Gemeinden geführt. Folglich kann man dort 
bereits auf einige Jahre engagiertes und erfolgreiches 
Geodatenmanagement zurückblicken. Gradmesser dafür 
sind die diversen regionalen und interkommunalen Ak-
tivitäten auf Kreisebene sowie die bundesweit höchste 
Beteiligungsrate an der GDI-Studie. Die Aufgabe Geoda-
tenmanagement wird bei den 53 Kreisen und kreisfreien 
Städten in der Regel von den für die Führung des Lie-
genschaftskatasters zuständigen Organisationseinheiten 
wahrgenommen. Zudem verfügen 86 kreisangehörige 
Kommunen über Geoportale, die entweder in Eigenregie 
oder durch Kooperationspartner betrieben werden.

Diese permanente Weiterentwicklung resultiert einer-
seits aus seit langem vorliegenden Rahmenbedingungen 
(z. B. Geodatenzugangs-
gesetz NRW) und festen 
Organisationsstrukturen 
mit enger Einbindung der 
Kommunen (Abb. 11), an-
dererseits aus den inten-
siven Bemühungen der 
Kommunen, ihre Prozesse 
hin zu den Bürgern und 
Unternehmen neu zu or-
ganisieren und an geän- 
derte Nutzeranforderungen 
anzupassen. Beispiele hier-
für sind elektronische An-
trags- und Ablaufverfah-
ren sowie die Einbindung 
kommunaler Verwaltungs-
leistungen in vernetzte 
Serviceportale. Neue Auf-
gaben wie beispielsweise 

die Energiewende sowie die Bereiche Bildung, Gesund-
heit und Demografie erfordern den verstärkten Einsatz 
modernster Informations- und Kommunikationstechni-
ken mit Einbindung von Geoinformationen. Angesichts 
dessen zeichnen sich im kommunalen Sektor bereits jetzt 
stufenweise Weiterentwicklungen ab.

Im Vergleich zu den kommunalen GDI-Aktivitäten 
fallen die Ergebnisse des aktuellen INSPIRE-Monitorings 
2012 auf kommunaler Ebene allerdings ernüchternd aus: 
Lediglich zwölf Kreise, eine kreisfreie Stadt sowie fünf 
kreisangehörige Kommunen haben daran teilgenommen 
(Düren 2013). Offensichtlich bestehen nach wie vor Fra-
gen der kommunalen Betroffenheit und der Zuständig-
keiten. Die Folge davon sind Fehlanzeigen im Rahmen 
des INSPIRE-Monitorings 2012 und Mehrfachnennungen 
sowie freiwillige Angaben kreisangehöriger Kommunen, 
die sehr wohl GDI relevant, nicht aber INSPIRE-verpflich-
tend sind. Abhilfe könnten die vollständige Erarbeitung 
der deutschen Dokumente zu den Annex-Themen (Steck-
briefe) sowie die damit einhergehende Erarbeitung von 
Handlungsempfehlungen auf Kommunalebene zu den 
Annex II/III-Themen schaffen. Folglich können auch die 
Dateninhalte noch nicht vollständig geklärt werden: Bei-
spielsweise ist im Hinblick auf die Statistik noch zu klä-
ren, ob die Daten auf der Aggregationsebene der Kommu-
nen ausreichend sind (Landeszuständigkeit) oder darüber 
hinaus die Umsetzung einer kleinräumigen Gliederung 
(Kommunalaufgabe) erforderlich ist.

Zudem ist mit dem Land NRW zu klären, bei welchen 
Themen zentrale Ansätze sinnvoll sind. So werden bei-
spielsweise die Themen Adressen und Flurstücke von den 
Kommunen beim Land zentral zusammengeführt und 
INSPIRE-konform bereitgestellt. Die Zuständigkeit der 
Daten verbleibt allerdings bei den Kommunen, während 
die Dienste-Bereitstellung zentral ausgelagert wird. Ähn-
liche Ansätze könnten auch für andere Themen diskutiert 
werden, um die Aufwände der Kommunen zu reduzieren.

Abb. 11: Organisationsstruktur INSPIRE/GDI-NW
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Als weitere Schritte sind aus den Handlungsempfehlun-
gen der kommunalen GDI-Studie auf NRW zugeschnittene 
Maßnahmen abzuleiten, ein Umsetzungsplan aufzustellen 
und deren Realisierung auch mit dem Land NRW zu klä-
ren. Angesichts der nur begrenzten Ressourcen sowohl 
beim Land NRW als auch bei den Kommunen stellen sich 
diese Aufgaben als große Herausforderung dar.

Das GeoZG NRW verpflichtet die Landesregierung 
erstmals in diesem Jahr, dem Landtag über die Erfahrun-
gen mit dem Gesetz zu berichten. Vornehmlich soll da-
mit der Umsetzungsstand der INSPIRE-Richtlinie in NRW 
dargestellt werden. Zielsetzung sollte es auch sein, in der 
Berichterstattung den Gesamtprozess beim Aufbau von 
GDI in Deutschland und Nordrhein-Westfalen zu erläu-
tern und dabei die kommunale Rolle zu verdeutlichen. 
Die Mehrwerte der GDI müssen auf politischer Ebene 
stärker etabliert und von dort aus deutlicher unterstützt 
werden, um damit auch in den Kommunen das Thema 
Geoinformationen besser kommunizieren und umsetzen 
zu können.

Nach wie vor offen ist die Frage der Portalvernetzung 
(Abb. 12). Wichtige Weichenstellungen sollen in einer ge-
meinsamen AG Geoportal mit dem Land diskutiert wer-
den, etwa die Entscheidung über Subsites und darüber, 
wie der Landesnetzknoten zukünftig ausgestaltet werden 
soll. Grundlage dafür ist der Geodatenkatalog des Landes, 
der bereits heute die Führung eigener kommunaler Meta
daten ermöglicht. Seine Anbindung an den Geodaten-
katalog der GDI‑DE realisiert den Zugang zu den Daten 
und Diensten aus NRW auch über andere Portale wie das 
Geodatenportal‑DE.

Das Land NRW beabsichtigt, die Attraktivität und 
Nutzbarkeit des Geoportal.NRW durch Upgrade zu stei-
gern und als zentralen Zugang zu »allen« Geodaten und 
-diensten des Landes einschließlich der Kommunen im 
Sinne des GeoZG NRW zu etablieren. Dieses erfordert 

eine horizontale und vertikale Verknüpfung der Geoda-
ten, Metadaten und Dienste. Mit der Einrichtung des Geo-
portal.NRW werden die Belange der Landesverwaltung 
vollständig erfüllt und eine zentrale Infrastruktur für die 
Anbindung kommunaler Daten und Dienste angeboten. 
Eine Integration von Geo-Fachanwendungen der Landes- 
oder Kommunalverwaltung ist nicht beabsichtigt.

Da tendenziell immer mehr Geodaten und Dienste 
durch die Kommunen aufgebaut werden, sollten diese 
angesichts ihrer Qualität zumindest schrittweise über 
Dienste in das Geoportal.NRW eingebunden werden. Nur 
auf diese Weise lassen sich im kommunalen Bereich Ak-
zeptanz und Bereitschaft zum weiteren Dienstaufbau er-
reichen.

Über INSPIRE-Themen hinaus ist die Öffentlichkeits
arbeit in NRW mittlerweile verstärkt auf Mehrwerte und 
Innovationspotenziale von Geoinformationen sowie deren 
Integration in die föderalen IT- und eGovernment-Struk-
turen ausgerichtet worden. In gemeinsamen Veranstal-
tungen der kommunalen Spitzenverbände und dem Land 
NRW werden die Themen INSPIRE/GDI in inhaltlichem 
Zusammenhang mit weiteren Themen des eGovernments 
gesehen. Geoinformationen als Bausteine in kommunalen 
eGovernment-Prozessen, Prozessbibliotheken als Innova-
tionsressourcen im Geodatenmanagement, D‑115 sowie 
die Open.NRW-Strategie des Landes NRW spielen dabei 
eine zunehmend wichtige Rolle. Dabei rücken auch die 
interkommunale Zusammenarbeit sowie die Verzahnung 
der Landesaktivitäten mit denen der Kommunen zuneh-
mend in den Vordergrund (Abb. 13).

Die Kommunen stehen angesichts gestiegener Erwar-
tungen an die Servicequalität und Transparenz sowie 
neuer Initiativen wie Open Government und Open Data 
vor tiefgreifenden Veränderungen (Ostrau 2012). Verwal-
tungsabläufe sollen beschleunigt, kommunale Verwal-
tungsleistungen in vernetzte Serviceportale eingebunden 

Abb. 12: 
Vernetzung der 
GDI‑Aktivitäten  
in NRW 
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und auf diese Weise Synergien in Form von Kosten- und 
Zeitersparnissen erzielt werden (Garrelmann und Ostrau 
2011). Vor diesem Hintergrund zeichnen sich weitere Ent-
wicklungen ab.

Beispielsweise wird unter dem Schlagwort »Föderales 
Informationsmanagement« derzeit an einer Infrastruk-
tur mit einheitlichen technischen Standards und einem 
Informationsmanagement gearbeitet, das alle föderalen 
Ebenen beim Informationsaustausch mit Bürgern, Ver-
waltung und Wirtschaft unterstützen soll. Diese umfasst 
Leistungsbeschreibungen und -kataloge, einheitliche Ver-
zeichnisse der Verwaltungsleistungen über alle Verwal-
tungsebenen hinweg sowie Formulare und Prozesse. In 
Verbindung mit den Vorhaben LeiKa (Leistungskatalog 
mit mehr als 4.400 Verwaltungsleistungen, die systema-
tisch in Leistungsobjekte, Verrichtungen und Verrich-
tungsdetails gegliedert sind) und Nationale Prozessbib-
liothek (Verzeichnis aller deutschen Verwaltungsprozesse) 
entsteht auf diese Weise innerhalb der öffentlichen Ver-
waltung ein Baukasten, um den redaktionellen Aufwand 
in der Beschreibung von Informationen in Verwaltungs-
verfahren bei höherer Qualität zu senken (IT‑Planungsrat 
2013). In diese Gesamtstrategie sollten auch Geoinforma-
tionen einbezogen werden.

6	 Ausblick

Die Studie belegt, dass mittlerweile in vielen Bundeslän-
dern verschiedene Formen kommunaler GDIen entstan-
den sind, die sich ganz im »Schatten von INSPIRE« ent-
wickelt haben und bisher nicht vom INSPIRE-Monitoring 
erfasst worden sind (siehe auch Ostrau 2013). Die Ergeb-
nisse der Studie, die Handlungsempfehlungen sowie die 
beispielhaft erläuterten regionalen Aktivitäten belegen 
die permanente Weiterentwicklung der kommunalen GDI 
in den Bundesländern. Darauf aufbauend wird empfoh-
len, gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden 

und den Geschäftsstellen der Länder GDIen je-
weils einen Umsetzungsplan mit Maßnahmen 
zu erarbeiten.

Im kommunalen Sektor bieten die bekann-
ten Regionalkooperationen sowie die interkom-
munale Zusammenarbeit auf Kreisebene ideale 
Plattformen, gewonnene Erkenntnisse und Er-
fahrungen rund um die Themen GIS/GDI aus-
zutauschen sowie neue Ideen und übergreifen-
de GDI-Konzepte im Verbund umzusetzen. Die 
Kommunen könnten sich zukünftig mit ausge-
wählten Geofachdaten in die Open Data- und 
Open Government-Initiativen einbringen, was 
eine neue Studie des Deutschen Landkreista-
ges zu Open Government und Sozialen Medien 
vorschlägt (Deutscher Landkreistag 2013). Ziel-
setzung sollte zudem der weitere Ausbau von 
Web-Diensten sein.

Die Einbindung der Kommunen in die INSPIRE-Um-
setzung wird in den Bundesländern unterschiedlich um-
gesetzt (Garrelmann und Ostrau 2011, Huber 2012, Ja-
kob und Kuhnt 2012). Handlungsempfehlungen zur sog. 
»kommunalen Betroffenheit« sind beispielsweise in Meck-
lenburg-Vorpommern (Handlungsempfehlung 2011) und 
Nordrhein-Westfalen für Annex I-Themen (Handlungs-
empfehlung 2010) erarbeitet worden. Erforderlich sind 
die vollständige Erarbeitung der deutschen Dokumente 
zu den Annex-Themen (Steckbriefe) sowie die damit ein-
hergehende Erarbeitung von Handlungsempfehlungen zu 
den Annex II/III-Themen in den Bundesländern.

Der IT‑Planungsrat hat mittlerweile das Lenkungsgre-
mium GDI‑DE beauftragt, ein Konzept zur Integration 
der GDI‑DE in die föderalen IT- und eGovernment-Struk-
turen zu erarbeiten (Lenkungsgremium GDI‑DE 2013). 
Die im LG GDI‑DE vertretenen Stellen einschließlich der 
kommunalen Spitzenverbände sind demzufolge gefor-
dert, den hohen Stellenwert von Geodaten und Diensten 
in föderalen IT- und eGovernment-Strukturen sowie ent-
sprechende Umsetzungsmaßnahmen aufzuzeigen.

Eine nationale Geoinformationsstrategie soll zudem 
die zielgerichtete Weiterentwicklung des Geodatenmark-
tes gewährleisten (Thiel 2012). In diesen Prozess sind ne-
ben Wirtschafts-, Verbands-, Landes- und Bundesvertre-
tern auch die Kommunen verstärkt einzubeziehen.

Aktuelle eGovernment-Initiativen, wie beispielsweise 
das Projekt »Föderales Informationsmanagement (FIM)«, 
sollten zudem verstärkt auf die Verknüpfung mit Geo
informationen ausgerichtet werden. Wichtige neue Im-
pulse enthält zudem das neue eGovernment-Gesetz des 
Bundes: Verankert ist u. a. die Verpflichtung, alle neu auf-
zubauenden oder zu überarbeitenden elektronischen Re-
gister zu georeferenzieren sowie Statistikdaten in geogra-
fischen Gitterzellen aufzubereiten. Die Folge davon sind 
erhebliche Aufgabenerweiterungen auch im kommunalen 
Geodatenmanagement.

Im Hinblick auf die Öffentlichkeitsarbeit belegen die 
Beispiele und Fachartikel, dass das Thema Geoinformation 

Abb. 13: Entwicklungen im Bereich GDI-NW
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verstärkt in das Blickfeld der allgemeinen eGovernment-
Literatur gerückt ist. Angesichts dessen sollte das Thema 
Geoinformation wesentlich stärker und regelmäßiger in 
den eGovernment-Printmedien beworben werden.

Derzeit wird die Geodateninfrastruktur Deutschland 
auf kommunaler Ebene hauptsächlich durch über bereits 
bestehende Aufgaben hinausgehendes Engagement eini-
ger weniger betreut. Dies kann auf Dauer von den Betei-
ligten aber nicht geleistet werden, da der zeitliche Anteil 
der Beanspruchung eher zu- als abnimmt. Seitens der 
kommunalen Spitzenverbände ist es zwingend erforder-
lich, Personalressourcen zur Verfügung zu stellen, wenn 
eine dauerhafte Bearbeitung des Themas GDI‑DE und 
deren Umsetzung im kommunalen Bereich gewährleistet 
werden soll. Der zunehmenden Realisierung, wie wichtig 
und unerlässlich Geodaten für unsere Gesellschaft sind, 
muss auch dadurch Rechnung getragen werden.

Angesichts des hohen Stellenwertes kommunaler Geo-
informationen ist die diesjährige 2. Nationale INSPIRE-
Konferenz in Essen schwerpunktmäßig auf Kommu-
nalaspekte ausgerichtet worden. Anhand verschiedener 
Vorträge und einer Podiumsdiskussion mit Vertretern des 
KoKo GDI‑DE werden diverse Aspekte aus dem Blickwin-
kel und den Interessen der Kommunen beleuchtet. Die 
Veranstaltung bietet zudem eine gute Gelegenheit zum 
ebenenübergreifenden Fachaustausch. Man darf gespannt 
sein auf die Ergebnisse.
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